
1 
 

 

 

 

Feministisches Netzwerk für Gesundheit Berlin  

c/o pro familia Landesverband Berlin e.V. 

Kalckreuthstr. 4, 10777 Berlin 

Tel.: 030 - 3984 9737 

E-Mail: info@frauengesundheit-berlin.de 

 

Berlin, 31.08.2026 

 

73. Sitzung des Ausschusses für Gesundheit und Pflege am 31.8.2026 – 

Stellungnahme Feministisches Netzwerk für Gesundheit Berlin  

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

sehr geehrte Mitglieder des Ausschusses, 

vielen Dank für die Einladung und die Möglichkeit, als Feministisches Netzwerk für 

Gesundheit Berlin Stellung zum Antrag für eine Landesstrategie für Frauengesundheit 
zu nehmen. Neben der mündlichen Stellungnahme im Ausschuss, möchten wir gern 
die Möglichkeit nutzen, Ihnen zusätzlich eine etwas ausführlichere Stellungnahme 

zukommen zu lassen. 

Kurz zum Netzwerk: Aufgrund dessen, dass bis in den 90er Jahren die 
frauenspezifische bzw. geschlechtersensible Gesundheitsförderung, -versorgung 
sowie -forschung viel zu wenig Berücksichtigung fand, wurde 2001 das „Netzwerk 

Frauengesundheit Berlin“ ins Leben gerufen. 2023 hat es sich in „Feministisches 
Netzwerk für Gesundheit Berlin“ umbenannt. Damit hat es seinen Fokus auf Personen 
erweitert, die in den Strukturen des Gesundheitswesens häufig diskriminiert werden 

bzw. an der gesundheitlichen Versorgung nicht teilhaben können wie Frauen, Lesben, 
inter, nicht-binäre, trans und agender Personen. 

Das Feministische Netzwerk für Gesundheit Berlin begrüßt den Antrag der 
bündnisgrünen Fraktion ausdrücklich. Berlin verfügt bereits über viel fachliche 

Expertise, engagierte Beratungsstellen, Netzwerke und einzelne gute Maßnahmen. 
Was bislang jedoch fehlt, ist eine verbindliche, ressortübergreifende und auskömmlich 
finanzierte Gesamtstrategie, die bestehende Aktivitäten zusammenführt, 

Versorgungslücken systematisch identifiziert und konkrete Verbesserungen auf den 
Weg bringt. 

Frauengesundheit ist kein medizinisches Nischenthema. Sie ist eine Frage von 
Gleichstellung, sozialer Gerechtigkeit und gesellschaftlicher Teilhabe. 

Geschlechtsbezogene Benachteiligungen im Gesundheitssystem zeigen sich unter 
anderem darin, dass Beschwerden bagatellisiert, Erkrankungen verspätet erkannt und 
spezifische gesundheitliche Bedarfe nicht angemessen berücksichtigt werden. Diese 

Benachteiligungen treffen nicht alle Menschen gleichermaßen: Armut, Rassismus, 
Behinderung, chronische Erkrankungen, Alter, geschlechtliche Identität, sexuelle 
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Orientierung, Aufenthaltsstatus und sprachliche Barrieren können den Zugang zur und 
die Qualität der gesundheitlichen Versorgung zusätzlich beeinträchtigen1. 

Wir begrüßen deshalb besonders, dass sich der Antrag Frauengesundheit als 
ressortübergreifende Aufgabe versteht. Gesundheitliche Versorgung hängt nicht allein 

von der Gesundheitspolitik und -verwaltung ab. Auch Ressorts wie Gleichstellung, 
Wissenschaft, Arbeit, Pflege, Bildung, Jugend und Soziales müssen miteinbezogen 
werden. Ein dauerhaftes Steuerungsgremium auf politisch verantwortlicher Ebene 

kann dafür eine wichtige Grundlage schaffen. 

Entscheidend ist jedoch, dass die Landesstrategie nicht bei einem Austauschgremium 
oder einer Zusammenstellung bereits bestehender Maßnahmen stehen bleibt. Sie 
braucht konkrete Ziele, klare Zuständigkeiten, verbindliche Zeitpläne, messbare 

Kriterien und ein eigenes Budget. Für jedes Handlungsfeld muss nachvollziehbar sein: 
Wer ist verantwortlich? Was soll bis wann erreicht werden? Welche Ressourcen 
stehen zur Verfügung? Und wie wird überprüft, ob sich die gesundheitliche Versorgung 

tatsächlich verbessert? 

Wir begrüßen es zudem ausdrücklich, dass die Zivilgesellschaft verbindlich beteiligt 
werden soll. Allerdings muss diese Beteiligung frühzeitig, kontinuierlich und 
institutionell abgesichert erfolgen. Es reicht nicht aus, die Expertise 

zivilgesellschaftlicher Organisationen punktuell abzufragen, ggf. sogar erst, wenn 
Entscheidungen bereits getroffen wurden. 

Beratungsstellen, Selbstvertretungen und Vereine bringen seit Jahrzehnten 
Fachwissen und Erfahrungen aus der Versorgungspraxis ein. Sie erreichen häufig 

Menschen, die im regulären Gesundheitssystem nicht ausreichend gehört, informiert 
oder versorgt werden. Gleichzeitig verfügen gerade kleinere Organisationen nur über 
begrenzte personelle und finanzielle Ressourcen. Eine kontinuierliche Beteiligung 

kann deshalb nicht dauerhaft unbezahlt zusätzlich zur regulären Arbeit geleistet 
werden. Beteiligung muss mit festen Mitwirkungsrechten und angemessenen 
Ressourcen verbunden sein. 

Ein weiterer zentraler Punkt ist die Absicherung der bereits bestehenden 

feministischen Beratungs- und Versorgungsstrukturen. Berlin muss nicht bei null 
anfangen. Es gibt seit vielen Jahren unabhängige, niedrigschwellige und spezialisierte 
Angebote. Viele dieser Strukturen arbeiten jedoch unter unsicheren Bedingungen, in 

befristeten Projekten und mit steigenden Eigenmittelanforderungen. Eine 
Landesstrategie sollte deshalb nicht vor allem neue Modellprojekte schaffen, sondern 
bewährte Angebote langfristig und auskömmlich sichern. 

Dazu gehören auch unabhängige Beratungsangebote. Denn Informationen allein 

reichen häufig nicht aus. Menschen benötigen Unterstützung dabei, Beschwerden 
einzuordnen, geeignete Versorgungsangebote zu finden, sich auf medizinische 
Gespräche vorzubereiten und ihre Rechte im Gesundheitssystem wahrzunehmen. 

Beratung sollte deshalb als übergreifender Bestandteil der Landesstrategie 
verstanden werden – persönlich, telefonisch, digital, barrierearm und mehrsprachig. 

Besonders wichtig ist uns zudem, Gewalt und Gesundheit konsequent 
zusammenzudenken. Deshalb begrüßen wir es sehr, dass der Antrag die 

traumasensible Versorgung sowie den Ausbau der Unterstützung für Betroffene 

 
1 Siehe dazu auch: NaDiRa-Bericht „Rassismus und seine Symptome“ des DeZIM-Instituts von 2023, PROREF-Studie von Prof. 

Dr. Borde und Prof. Dr. David aus 2022 zur gesundheitlichen Versorgung von geflüchteten Frauen sowie RKI-Studie 

„Diskriminierung und Gesundheit: Ergebnisse des Panels „Gesundheit in Deutschland“ 2024“. 
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sexualisierter und häuslicher Gewalt miteinbezieht. Gewalterfahrungen können nicht 
nur akute, sondern auch langjährige körperliche, psychische und sozioökonomische 
Folgen haben. Betroffene benötigen deshalb auch viele Jahre nach einer 

Gewalterfahrung schnellen und kostenfreien Zugang zu gewalt- und 
traumainformierter Beratung, Psychotherapie und medizinischer Versorgung. 

Traumainformierte und gewaltsensible Versorgung muss in den medizinischen 
Fachbereichen, vor allem in der Gynäkologie, Geburtshilfe, hausärztlichen 

Versorgung, Psychiatrie, Pflege, Rehabilitation und in Notaufnahmen, verankert 
werden. Dafür braucht es nicht nur einzelne Fortbildungen, sondern verbindliche 
Standards, geeignete Rahmenbedingungen und ausreichend Zeit in der Versorgung. 

Die Thematik muss in allen relevanten Studien- und Ausbildungsgängen verankert 
werden. Vorliegende Standards und Empfehlungen müssen konsequent umgesetzt 
und verankert werden. 

Darüber hinaus benötigt politisches Handeln mit dem Ziel, die Frauengesundheit zu 

verbessern, aussagekräftige und systematisch aufbereitete Daten. Zentrale Aufgabe 
einer Landesstrategie für Frauengesundheit sollte deshalb der Aufbau einer 
systematischen Frauengesundheits-Berichterstattung sein. Wir empfehlen eine 

Basisberichterstattung alle fünf bis zehn Jahre. Ziele des Basisberichts sollten 
Erkenntnisse zur sozialen und gesundheitlichen Situation von Frauen aus 
verschiedenen sozialen Gruppen sowie in unterschiedlichen Lebensphasen sein. 

Neben Standarddaten zur gesundheitlichen Situation von Frauen (Lebenserwartung, 
Erreichbarkeit/Zugang zur Versorgung, Hauptdiagnosen in der Morbidität und 
Mortalität, reproduktive Gesundheit) sollte der Bericht die verfügbaren Daten zu den 

Arbeits- und Lebensverhältnissen von Frauen enthalten, möglichst heruntergebrochen 
auf die Lebensphasen und sozialen Gruppen. Für tiefergehende Erkenntnisse 
empfehlen wir darüber hinaus jährliche Spezialberichte zu Themen wie Gewalt gegen 

Frauen, Schwangerschaftsabbrüchen, psychischer Gesundheit oder zur Situation 
bspw. von Frauen mit Behinderungen oder in Armut.  

Zu guter Letzt möchten wir auf einen weiteren wichtigen Aspekt der Versorgung 
hinweisen: Nach § 218a StGB setzt ein straffreier Schwangerschaftsabbruch eine 

Bescheinigung nach § 219 Abs. 2 und eine Beratung mindestens drei Tage vor dem 
Eingriff voraus. Ungeplant schwangere Personen müssen daher kurzfristig viele 
Termine und Abstimmungen mit Arztpraxen, Beratungsstellen und ggf. Krankenkassen 

organisieren. Für berufstätige Frauen und Menschen mit Care-Verantwortung kann 
dies eine erhebliche zeitliche und organisatorische Belastung darstellen. In vielen 
Bundesländern ist deshalb auch eine Schwangerschaftskonfliktberatung per Video 

möglich. In Berlin ist sie bislang nur in begründeten Ausnahmefällen bei „erheblichen 
Zugangshindernissen“ zulässig. Die barrierearme und flexible Möglichkeit einer 
Konfliktberatung per Video sollte, neben der Präsenzberatung, regulär allen ungeplant 

schwangeren Personen auch in Berlin angeboten werden können. 

Zusammengefasst lautet unser zentraler Appell an Sie: Unterstützen Sie die 
Entwicklung einer Landesstrategie für Frauengesundheit – und sorgen Sie zugleich 
dafür, dass sie verbindlich, intersektional, partizipativ und ausreichend finanziert 

ausgestaltet wird. 

Das Feministische Netzwerk für Gesundheit in Berlin steht gern bereit, seine 
langjährige fachliche Expertise zu Frauengesundheit und Diskriminierung sowie die 
Erfahrungen seiner mehr als 60 Mitgliedsorganisationen und Fachfrauen in den 

Prozess einer Landesstrategie für Frauengesundheit einzubringen.  
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Mit freundlichen Grüßen 

i. A. Charlott Böttcher (Koordinatorin der Netzwerkstelle) 

 

 

 


